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(Änderung Flächennutzungsplan Bereich V/61)

Beschluss (gegen die Stimmen von Die Grünen - Rosa Liste und ÖDP/FW):

1. Die Anregungen aus den Beteiligungsverfahren können nur nach Maßgabe 

des Vortrages der Referentin unter Punkt 4 berücksichtigt werden.

2. Die Änderung des Flächennutzungsplans mit integrierter Landschaftsplanung 

für den Bereich V/61 Am Schnepfenweg (südlich), Kohlröschenstraße 

(westlich), Am Blütenanger (nördlich), Sonnentaustraße (östlich) nach dem 

Plan des Referats für Stadtplanung und Bauordnung vom 14.02.2019 

(Anlage 1) wird gebilligt.

3. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, den Entwurf 

zur Änderung des Flächennutzungsplans mit integrierter Landschaftsplanung 

samt Begründung gemäß §3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.

4. Der endgültige Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans mit 

integrierter Landschaftsplanung für den Bereich V/61 Am Schnepfenweg 

(südlich), Kohlröschenstraße (westlich), Am Blütenanger (nördlich), 

Sonnentaustraße (östlich) nach dem Plan des Referats für Stadtplanung und 

Bauordnung vom 14.02.2019 (Anlage 1) wird nach Ablauf der öffentlichen 

Auslegung nach §3 Abs. 2 BauGB und nach dem Abschluss des Letter of 

Intent und den entsprechenden Bindungsverträgen zur anteiligen Realisierung 

von gefördertem und preisgedämpftem Wohnungsbau in Höhe von insgesamt 

30 % (15 % München Modell - Miete, 15 % preisgedämpfter 

Mietwohnungsbau) dem Stadtrat vorgelegt. 

5. Der Antrag Nr. 14-20 / A 05905 von Herrn BM Manuel Pretzl und Frau StRin 

Dorothea Wiepcke vom 13.09.2019 ist damit geschäftsordnungsgemäß 

behandelt. 
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6. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der 

Vollversammlung des Stadtrats.


